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§ 8 Schulprogramm

(1) Jede Schule gibt sich ein Schulprogramm. In dem Schulprogramm legt die einzelne Schule dar, 
wie sie den Bildungs- und Erziehungsauftrag und die Grundsätze seiner Verwirklichung ausfüllt. 
Dabei soll sie den besonderen Voraussetzungen ihrer Schülerinnen und Schüler sowie den 
besonderen Merkmalen der Schule und ihres regionalen Umfelds in angemessener Weise inhaltlich 
und unterrichtsorganisatorisch Rechnung tragen. Das Schulprogramm muss Auskunft geben, welche
Entwicklungsziele und Leitideen die Planungen der pädagogischen Arbeiten und Aktivitäten der 
Schule bestimmen, und muss die Handlungen der in der Schule tätigen Personen koordinieren.

(2) Die Schule legt im Schulprogramm insbesondere fest:

1. ihre besonderen pädagogischen Ziele, Schwerpunkte und Organisationsformen in Unterricht,
Erziehung, Beratung und Betreuung einschließlich des schulischen Ganztagskonzepts sowie 
die Form der Leistungsbeurteilung und die Formen der Leistungsdifferenzierung,

2.  ihre Umsetzung der Rahmenlehrplanvorgaben in ein schuleigenes pädagogisches 
Handlungskonzept,

3. die Ausgestaltung der pädagogischen Schwerpunkte und besonderen Organisationsformen 
durch die Stundentafel (§ 14 Abs. 4),

4. die Evaluationskriterien, mit denen sie die Qualität ihrer Arbeit beurteilt und die 
Annäherung an die gesetzten und vereinbarten Ziele misst,

5. die Ziele und besonderen Formen der Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten 
hinsichtlich der Ausübung der gemeinsamen Verantwortung für die Bildung und Erziehung 
ihrer Kinder,

6. die Ziele, Inhalte und Rahmenbedingungen der Zusammenarbeit mit außerschulischen 
Kooperationspartnern,

7.  die Kooperationsformen der Lehrkräfte und der schulischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter,

8. den Beratungs- und Fortbildungsbedarf sowie die erforderlichen Maßnahmen zur 
Organisationsentwicklung und zur Personalentwicklung, 

9. die finanzielle Absicherung der besonderen pädagogischen Schwerpunkte und Aktivitäten 
durch das Schulbudget.
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(3) Die Schule soll bei der Entwicklung ihres Programms die Unterstützung des Landesinstituts für 
Schule und Medien Berlin-Brandenburg (§ 108) in Anspruch nehmen. Sie ist verpflichtet, ihr 
Schulprogramm den Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe, mit denen sie zusammenarbeitet, 
zur Kenntnis zu bringen und mit ihnen die pädagogischen Ziele und Grundsätze des 
Schulprogramms abzustimmen.

(4) Das Schulprogramm bedarf der Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde. Die Genehmigung 
darf nur versagt werden, wenn das Schulprogramm

1. gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstößt,

2. nicht mit dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule vereinbar ist oder

3. die Gleichwertigkeit des schulischen Angebots in den Bereichen des Unterrichts, der 
Betreuung und Erziehung nicht gewährleistet, insbesondere die nach den Anforderungen der
Bildungsgänge notwendigen Standards nicht sichergestellt werden können.

Äußert sich die Schulaufsichtsbehörde nicht innerhalb von drei Monaten nach Vorlage des 
Schulprogramms, so gilt die Genehmigung als erteilt.

(5) Die Schule überprüft in regelmäßigen Abständen, spätestens nach drei Jahren, den Erfolg ihrer 
pädagogischen Arbeit gemäß § 9 Abs. 2. Die Ergebnisse der internen Evaluation sind bei der 
Fortschreibungdes Schulprogramms zu berücksichtigen.

§ 17a Öffnungsklausel für Gemeinschaftsschulen

(1) Allgemeinbildende Schulen können auf Antrag im Rahmen einer Pilotphase eine 
Gemeinschaftsschule werden oder sich zu einer Gemeinschaftsschule zusammenschließen, wenn 
die nach § 109 zuständige Schulbehörde und die Schulkonferenz nach § 76 Abs. 1 Nr. 7 dem 
Vorhaben zustimmen und die Schulen ein Konzept für die Entwicklung hin zur 
Gemeinschaftsschule vorlegen. Gemeinschaftsschulen können auch durch Neugründungen 
entstehen.

(2) § 18 Abs. 1, 2 und 4 gelten entsprechend. Abweichend von § 18 Abs. 2 Satz 2 sind die 
Genehmigungen unwiderruflich, solange und soweit an den betreffenden Schulen die 
pädagogischen und organisatorischen Grundlagen der Genehmigung bestehen.

(3) Gemeinschaftsschulen vermitteln allen Schülerinnen und Schülern eine grundlegende, erweiterte
oder eine vertiefte allgemeine Bildung und ermöglichen ihnen entsprechend ihrer Leistungen und 
Neigungen eine Schwerpunktbildung, die sie befähigt, ihren Bildungsweg an einer Hochschule oder
in berufsqualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.

(4) In Gemeinschaftsschulen findet individuelles und gemeinsames Lernen und individuelle 
Förderung von der Schulanfangsphase bis zur gymnasialen Oberstufe in einer Schule oder in 
Kooperation mehrerer Schulen statt. Sie führen zu allen allgemein bildenden Abschlüssen, soweit 
der erforderliche Leistungsstand erreicht wird. Die Sekundarstufe I untergliedert sich dabei nicht in 
unterschiedliche Bildungsgänge. Näheres ist in der Genehmigung zu regeln.

BE - 2 (6)



(5) Für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 1 der Gemeinschaftsschule gilt § 55a Absatz 2 mit 
folgender Maßgabe: Bei Übernachfrage werden zunächst im Umfang von zwei Dritteln 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen, deren Wohnung sich in kurzer Entfernung zur Schule 
befindet, sodann zu einem Drittel Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrem Wohnort. 
Verfügbare Plätze, die innerhalb eines der Kontingente nicht ausgeschöpft werden können, werden 
dem jeweils anderen Kontingent zugeordnet. In die Jahrgangsstufe 7 der Gemeinschaftsschule 
rücken zunächst die Schülerinnen und Schüler der eigenen Grundstufe auf. Sofern danach freie 
Plätze vorhanden sind, wird § 56 Absatz 6 mit der Maßgabe angewandt, dass vorab in abgestufter 
Rangfolge aufgenommen werden:

1. Schülerinnen und Schüler, die bisher eine andere Gemeinschaftsschule besucht haben und

2. Schülerinnen und Schüler aus Grundschulen, die zwar nicht am Schulversuch teilnehmen, 
mit denen aber schulaufsichtlich genehmigte Vereinbarungen bestehen.

(6) In Gemeinschaftsschulen finden die Regelungen über die Förderprognose und die verbindlichen 
Beratungsgespräche nach dem Besuch der Primarstufe bei Verbleib in der Gemeinschaftsschule 
keine Anwendung. In Gemeinschaftsschulen kann bis einschließlich Jahrgangsstufe 8 der 
Lernerfolg der Schülerinnen und Schüler durch geeignete schriftliche Informationen zur Lern- und 
Leistungsentwicklung beurteilt werden, wenn dies im Schulprogramm festgelegt ist. Abweichend 
von § 59 finden bis zum Abschluss der Sekundarstufe I Jahrgangsstufenwiederholungen nur in 
besonders begründeten Ausnahmefällen statt. Darüber sind zwischen der Schule und der Schülerin 
oder dem Schüler beziehungsweise ihren oder seinen Erziehungsberechtigten Bildungs- und 
Erziehungsvereinbarungen zu schließen. Die äußere Fachleistungsdifferenzierung findet als 
durchgängiges Organisationsprinzip in Gemeinschaftsschulen keine Anwendung.

(7) Schulen, die nicht an der Pilotphase teilnehmen, können mit entsprechenden Konzepten und mit 
Verweis auf die Pilotphase nach den Voraussetzungen des § 18 einzelne Regelungen des Absatzes 6 
anwenden.

Abschnitt III

Sekundarstufe I

§ 21 Allgemeines

(1) Die Sekundarstufe I endet mit Abschlüssen. Abschlüsse sind

1. die Berufsbildungsreife,

2. die erweiterte Berufsbildungsreife und

3. der mittlere Schulabschluss.

(2) Die erweiterte Berufsbildungsreife und der mittlere Schulabschluss werden in einem 
Abschlussverfahren erworben. Sie setzen sich aus den schulischen Bewertungen der Jahrgangsstufe 
10 und einer Prüfung mindestens in den Fächern Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache 
zusammen.

§ 22 Integrierte Sekundarschule
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(1) Die Integrierte Sekundarschule vermittelt ihren Schülerinnen und Schülern in einem 
gemeinsamen Bildungsgang eine vertiefte allgemeine und berufsorientierende Bildung und 
ermöglicht ihnen entsprechend ihren Leistungen und Neigungen eine Schwerpunktbildung, die sie 
befähigt, nach Maßgabe der Abschlüsse ihren Bildungsweg an einer Hochschule oder in 
berufsqualifizierenden Bildungsgängen fortzusetzen.

(2) Die Integrierte Sekundarschule umfasst in der Regel die Jahrgangsstufen 7 bis 10 
(Sekundarstufe I) und führt im Anschluss zur allgemeinen Hochschulreife (Abitur). § 17 Absatz 3 
bleibt unberührt. Die Integrierte Sekundarschule bietet eine gymnasiale Oberstufe entweder 
eigenständig, in Kooperation mit einem beruflichen Gymnasium oder mit einer anderen Integrierten
Sekundarschule an. Sie kooperiert insbesondere mit benachbarten Grundschulen und beruflichen 
Schulen; § 20 Absatz 7 gilt sinngemäß.

(3) Die Integrierte Sekundarschule führt zu allen Abschlüssen gemäß § 21 Absatz 1. Der mittlere 
Schulabschluss berechtigt bei entsprechender Qualifikation zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe.

(4) In der Integrierten Sekundarschule kann der Unterricht in gemeinsamen Lerngruppen, in Kursen
der äußeren Fachleistungsdifferenzierung sowie in Wahlpflicht- und Wahlgruppen stattfinden. Über 
Beginn und Formen der Leistungsdifferenzierung entscheidet jede Schule im Rahmen ihres 
Schulprogramms. Eine Verpflichtung zur äußeren Fachleistungsdifferenzierung besteht nicht.

(5) Die Integrierte Sekundarschule bietet insbesondere in Kooperation mit Betrieben und Trägern 
der Berufsvorbereitung und -ausbildung praxisbezogenes und berufsorientiertes Lernen an (Duales 
Lernen). Alle Schülerinnen und Schüler können am Dualen Lernen teilnehmen. Die Schule kann in 
den Jahrgangsstufen 9 und 10 die Verbindlichkeit der Teilnahme festlegen.

Sekundarstufe I-Verordnung - Sek I-VO

§ 13 Unterrichtsorganisation

(1) Der Unterricht kann in Klassen, Kursen oder Lerngruppen erteilt werden. Soweit sich die 
Zusammensetzung der Klassen nicht durch die im Schulprogramm festgelegte Profilierung oder am 
Gymnasium durch die Wahl der zweiten Fremdsprache ergibt, ist eine heterogene 
Zusammensetzung anzustreben; eine Differenzierung nach der Herkunft ist nicht zulässig.

(2) Die in den Stundentafeln ausgewiesenen Unterrichtsstunden sind auf der Grundlage von jeweils 
45 Minuten berechnet. Sie können von der Schulkonferenz auf Vorschlag der Gesamtkonferenz 
jeweils für die Dauer eines Schuljahres verkürzt oder verlängert werden, sofern das zusätzliche 
Stundenvolumen zur Verstärkung des Pflicht- und Wahlpflichtunterrichts, für fächerverbindenden 
und fachübergreifenden Unterricht, Aufgabengebiete und Förderunterricht (§ 10 Absatz 4) 
eingesetzt wird; dabei darf der in den Stundentafeln auf der Grundlage von 45 Minuten angegebene 
Mindestumfang pro Fach nicht unterschritten werden. Die zusätzlichen Stunden können in Modulen
zusammengefasst werden, die sich in der Regel überein Viertel- oder Halbjahr erstrecken.

(3) Jahrgangsstufenübergreifender Unterricht kann eingerichtet werden. Er umfasst jeweils die 
Doppeljahrgangsstufen 7/8 und 9/10. Über den jahrgangsstufenübergreifenden Unterricht 
entscheidet die jeweilige Fachkonferenz im Rahmen von Vorgaben der Gesamtkonferenz.
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Integrierte Sekundarschule

§ 27 Leistungsdifferenzierung,Leistungsbewertung

(1) Die Leistungsdifferenzierung kann in Form der Binnendifferenzierung in gemeinsamen 
Lerngruppen oder in Kursen der äußeren Fachleistungsdifferenzierung gemäß dem jeweiligen im 
Schulprogramm verankerten Differenzierungskonzept der Schule durchgeführt werden; für die 
jeweiligen Fächer können auch unterschiedliche Differenzierungsformen gewählt werden. 
Leistungsdifferenzierter Unterricht wird an der Integrierten Sekundarschule in den Fächern 
Mathematik und erste Fremdsprache ab Jahrgangsstufe 7 erteilt. In Deutsch sowie in mindestens 
einem naturwissenschaftlichen Fach beginnt er spätestens ab Jahrgangsstufe 9; soll nur ein 
naturwissenschaftliches Fach leistungsdifferenziert unterrichtet werden, muss es Physik oder 
Chemie sein. Über einen früheren Beginn und die Zahl der leistungsdifferenziert zu unterrichtenden
naturwissenschaftlichen Fächer entscheidet die Schulkonferenz auf Vorschlag der Gesamtkonferenz.
In der ersten Jahrgangsstufe der Fachleistungsdifferenzierung beginnt der leistungsdifferenzierte 
Unterricht spätestens im zweiten Schulhalbjahr.

(2) Bei der Leistungsdifferenzierung ist von zwei Anforderungsniveaus auszugehen:

1. das grundlegende Anforderungsniveau (GR-Niveau), das den für alle Schülerinnen und 
Schüler verbindlichen Lehrstoff aus dem Bereich der Grundanforderungen vermittelt und

2. das erhöhte Anforderungsniveau (ER-Niveau), das neben dem Lehrstoff aus dem Bereich 
der Grundanforderungen auch den der Zusatzanforderungen vermittelt.

Bei äußerer Fachleistungsdifferenzierung können aus Kursen des GR-Niveaus gesonderte Kurse für
Schülerinnen und Schüler mit erhöhtem Bedarf an individueller Förderung und aus Kursen des ER-
Niveaus gesonderte Kurse zur Vorbereitung auf die gymnasiale Oberstufe ausgegliedert werden.

(3) Über die Ersteinstufung in Kurse der äußeren Fachleistungsdifferenzierung entscheiden die 
Erziehungsberechtigten nach Beratung durch die Schule. Bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres 
der Jahrgangsstufe 9 legt die Jahrgangskonferenz die Kurseinstufung auf Grund der bisher 
gezeigten Leistungen und der Lernentwicklung fest; ein Kurswechsel ist in jedem Schulhalbjahr 
möglich.

(4) Für den Kurswechsel bei äußerer Fachleistungsdifferenzierung gilt am Ende der Jahrgangsstufe 
9, dass

1. aus einem ER-Kurs in den entsprechenden GR-Kurs gewechselt werden muss, wenn in dem 
Kurs der oberen Niveaustufe weniger als fünf Punkte erzielt wurden,

2. ein Wechsel aus einem GR-Kurs in einen ER-Kurs nur dann möglich ist, wenn in dem GR-
Kurs mindestens sieben Punkte erreicht wurden.

In höchstens einem der leistungsdifferenziert unterrichteten Fächer kann auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten von den Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 1 oder 2 abgewichen 
werden; die Entscheidung trifft die Jahrgangskonferenz. Dem Antrag auf Kurswechsel oder Verbleib
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in einem Kurs der höheren Niveaustufe ist zu entsprechen, wenn dies zur Erreichung des mittleren 
Schulabschlusses oder der Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe erforderlich 
ist.

(5) Am Ende des ersten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 10 ist auf Antrag nur der Wechsel in 
einen ER-Kurs in höchstens einem Fach zulässig. Dem Antrag ist zu entsprechen, wenn die 
Bedingungen gemäß Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 erfüllt sind oder wenn ansonsten der mittlere 
Schulabschluss oder die Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale Oberstufe nicht erreicht 
werden kann und nicht bereits in der Jahrgangsstufe 9 ohne Erfüllung der Leistungsvoraussetzungen
in einen ER-Kurs gewechselt wurde.

(6) An Integrierten Sekundarschulen, die die Leistungsdifferenzierung in Form der 
Binnendifferenzierung durchführen, kann die Schulkonferenz abweichend von § 20 Absatz 1 Satz 1 
festlegen, dass die Leistungen in allen Unterrichtsfächern in den Jahrgangsstufen 7 und 8 nur mit 
Punkten bewertet werden. In den Jahrgangsstufen 9 und 10 werden in beiden Formen des 
leistungsdifferenzierten Unterrichts zusätzlich zu den Punkten Noten ausgewiesen. Aus der Anlage 
5 ergibt sich, welche Punktwerte den Noten im nicht leistungsdifferenzierten und im 
leistungsdifferenzierten Unterricht entsprechen.

§ 28

Wahlpflichtunterricht

(1) An der Integrierten Sekundarschule wird die erste Fremdsprache Englisch oder Französisch 
fortgeführt. Im Rahmen des Wahlpflichtunterrichts kann eine zweite Fremdsprache ab 
Jahrgangsstufe 7 oder 9, eine dritte Fremdsprache ab Jahrgangsstufe 9 oder 10 und eine vierte 
Fremdsprache ab Jahrgangsstufe 10 begonnen werden.

(2) Der Wahlpflichtunterricht besteht in der Integrierten Sekundarschule aus

1. je einem Kurs in den Jahrgangsstufen 7 und 8 sowie 9 und 10 und

2. gegebenenfalls weiteren Kursen, die wahlweise eine oder mehrere Jahrgangsstufen 
umfassen.

Als Wahlpflichtfächer sind alle Fächer des Pflichtunterrichts an der Integrierten Sekundarschule 
sowie die Fächer Astronomie, Deutsche Gebärdensprache, Theater, Naturwissenschaften, 
Informatik, Sozialwissenschaften/Wirtschaftswissenschaft, Philosophie, Psychologie und weitere 
Fremdsprachen zugelassen; neu einsetzende Fächer müssen spätestens in der Jahrgangsstufe 10 
angeboten werden. Im Rahmen des Schulprogramms können ergänzend besondere, dem Schulprofil
entsprechende Kurse vorgesehen werden. Anstelle des Wahlpflichtunterrichts kann zusätzlicher 
Unterricht im Fach Deutsch insbesondere zur Förderung von Schülerinnen und Schülern nicht-
deutscher Herkunftssprache angeboten werden. Werden in den Jahrgangsstufen 9 und 10 im 
gleichen Fach zwei Kurse besucht, so werden die Leistungen getrennt bewertet und jeweils auf dem
Zeugnis ausgewiesen.
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